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IN ALLER KÜRZE

nur etwa acht Prozent überhaupt
für das Wohnen freigegeben.
„Das ist ergreifend wenig“, sagt
Bernhard. Selbst dagegen hat
sich die alteingesessene Hafen-
wirtschaft lange erfolgreich ge-
wehrt. Ende 2012 gab es hier 375
Bewohner, der Senat träumt
„perspektivisch“ von 3.000.

Für Hasemann besteht der
„Charme“ der Überseestadt vor
allem aus dem Neben- und Mit-
einander verschiedenster Nut-
zungen und NutzerInnen. Doch
gerade da gibt es immer wieder
Konflikte. So stieß jüngst der un-
kommerzielle Verein „Zucker-
werk“ mit Ansiedlungs-Plänen
auf massiven Widerstand der In-
dustriebetriebe. Hasemann fin-
det deren Ängste zwar prinzipiell
„verständlich“. Doch die bisheri-
ge Entwicklung des Quartiers ha-
be den örtlichen Firmen „kaum
geschadet“.

Die ansässigen Betriebe soll-
ten „nicht verdrängt“ werden,
schreibt der Senat. In der Praxis,
so der grüne Stadtentwicklungs-
politiker Carsten Werner, führe

das aber mitunter dazu, dass die
Unternehmen vorhandene Flä-
chen selbst nicht nutzten, eine
andere Nutzung jedoch verhin-
derten – mit dem Argument, sie
würden sie vielleicht mal nutzen
wollen. „Das kann so nicht wei-
tergehen.“ Werner hofft, dass ein
neuer Bebauungsplan die Kon-
flikte entschärfen und die Veto-
macht der Hafenwirtschaft et-
was zurückdrängen kann.
Schließlich sei es eine „politische
Aufgabe“, zu entscheiden, was
mit dem Quartier passiere. Und
Bremen gibt hier viel Geld aus:
209 Millionen Euro allein zwi-
schen 2008 und 2013 – bei nur
180 Millionen Euro Einnahmen.

Doch bislang siegen die Inter-
essen der Wirtschaft über jene
der Stadtentwicklung. Das AAA
hofft etwa immer noch auf eine
Zwischennutzung des ehemali-
gen Kaffee HAG-Geländes, das
zum Teil immer noch leer steht.
Sechs Jahre ist es her, dass das
AAA da ein Konzept geschrieben
hat, so Hasemann. Passiert sei
seither wenig.

Die „abgeschottete Kolonie“
STADTENTWICKLUNG Rot-Grün lobt die Entwicklung der Überseestadt, die Linke sieht
noch nichts Positives, Stadtentwickler fürchten „Kolonie für Besserverdienende“

VON JAN ZIER

Die Überseestadt hat in den ver-
gangenen Jahren eine „überaus
positive Entwicklung“ genom-
men. Das findet jedenfalls der
rot-grüne Senat. Er hat dazu soe-
ben eine lange Antwort auf eine
Anfrage des Fraktionen von SPD
und Grünen veröffentlicht. Clau-
dia Bernhard von der Linkspartei
sagt dagegen: „Zur Überseestadt
fällt mir nichts Positives ein.“

Dort fehle es immer noch an
bezahlbaren Wohnungen und an
Grün, an Nahversorgung und an
Nahverkehr, an Kindergarten-
plätzen und an Angeboten für Fa-
milien, so Bernhard. Die Landes-
regierung indes lobt, dass die
von ihr jüngst beschlossene Sozi-
alwohnungsquote von 25 Pro-
zent nun auch in der Übersee-
stadt gilt: Überall dort, wo ehe-
mals städtische Grundstücke mit
mindestens 20 Geschosswoh-
nungen oder 50 Einfamilienhäu-
ser bebaut werden, sollen zu ei-
nem Viertel Sozialwohnungen
entstehen. An der Marcuskaje,
wo 130 Wohnungen gebaut wer-
den sollen, liege die Quote gar bei
45 Prozent, auch beim Grund-
stück am „Schuppen 3“, das gera-
de ausgeschrieben wird, soll das
neue Quorum von 25 Prozent er-
füllt werden. „Das ist auf einem
guten Weg“, heißt es dazu aus der
Fraktion, zumal auch noch ein
Studentenwohnheim mit 34
Wohnungen dazukommen soll.
„Das kann man in der Pfeife rau-
chen“, sagt Bernhard – bisher sei
das alles nur Planung.

Auch Oliver Hasemann vom
Autonomen Architekturatelier
(AAA) sagt: Bislang seien in der
Überseestadt Neubauten „nur
für eine Klientel“ entstanden.
Hasemann hat seit 2008 sein Bü-
ro in der Überseestadt und die
Entwicklungen selbst miterlebt.
Er plädiert dafür, dass hier nicht
nur eine „abgeschottete Kolonie“
für Besserverdienende entsteht.
Von insgesamt 215 Hektar ver-
fügbarer Fläche sind ohnedies

HEUTE IN BREMEN

„Schwer zu erreichen“

taz: Frau Schäfer, was genau ist
das Problem in der Erforschung
besonders armutsgefährdeter
Menschen?
Andrea Schäfer: Sie sind für Wis-
senschaftlerInnen mitunter nur
schwer zu identifizieren und zu
interviewen. Mit den Methoden
der klassischen empirischen So-
zialforschung, insbesondere bei

der Stichprobenauswahl und Da-
tenerhebung, sind solche Bevöl-
kerungsgruppen schwer oder
nicht zu erreichen. Dies führt da-
zu, dass diese Gruppen zumeist
aus der offiziellen Statistik aus-
geblendet werden, wenn reprä-
sentative Zahlen etwa zu Armut
in europäischen Mitgliedsstaa-
ten ausgewiesen werden. Das gilt
für Wohnungslose, MigrantIn-
nen ohne legalen Aufenthaltssta-
tus genauso wie Sinti und Roma,
Heimbewohner oder Inhaftierte.
Solche Erhebungen sind aber
wichtig, um den tatsächlichen
Anteil von unter Armut leiden-
der Bevölkerung auszuweisen.
Insbesondere dann, wenn die Ar-

mutsgefährdung in der Gesamt-
bevölkerung steigt.
Und diese Schwierigkeiten für
die ForscherInnen haben zuge-
nommen?
Die Armutsgefährdung hat in
den letzten Jahren zugenommen
– laut den amtlichen Statistiken
von 2011 sind in der EU 24 Pro-
zent der Menschen von Armut
und sozialer Ausgrenzung be-

droht. Der tatsächliche Anteil
der unter Armut leidenden
Bevölkerung ist dabei ver-
mutlich viel höher, als die
Zahlen das heute wieder-

geben können. Schwierig-
keiten ergeben sich auch bei

der wissenschaftlichen Beurtei-
lung der sozialen Lage besonders
armutsgefährdeter Menschen.
In den offiziellen Erhebungen
sind sie vielfach nicht sichtbar,
uns fehlen Informationen zu ih-
rer Lebenssituation.
Wie kann man dem Problem
aus Ihrer Sicht begegnen?
Das Problem der fehlenden
Sichtbarkeit lässt sich nur lösen,
wenn neue wissenschaftliche
Techniken der Stichprobenaus-
wahl und Datenerhebung entwi-
ckelt werden. Deshalb haben wir
internationale Experten eingela-
den, um gemeinsam neue Ver-
fahren und Strategien zu disku-
tieren. INTERVIEW: JAN ZIER

UNIVERSITÄT Eine Tagung diskutiert, wie sich
Armutsgefährdete besser erforschen lassen

Auch für Arme oder nur für „Besserverdienende“? Um die Entwicklung der Überseestadt wird gerungen. Foto:dpa

ler konnte dabei berichten, wie er
deswegen mit Hausdurchsu-
chungen und Bußgelder zu
kämpfen hat. Auch Marvin Poll-
lock von den Bremer Piraten
streitet seit zwei Jahren um sei-
nen Betrieb: Er flechtet Rasta-
Zöpfe, was vom Friseur-Verband
als Friseur-Handwerk angesehen
wird und deswegen geschützt
sei. Pollock will den Meister-
zwang abschaffen.

Ähnlich sieht das Claudia
Bernhard von der Linkspartei.
Sie ging vor allem mit den Hand-
werkskammern kritisch ins Ge-
richt und zweifelte an deren de-
mokratischen Strukturen.

FDP-Landesvorsitzender Hau-

ke Hilz hingegen erklärte, das
„System der dualen Ausbildung
hat die deutsche Wirtschaft
durch die Krise geführt“ – ein Ar-
gument, mit dem auch die Hand-
werks-Kammern den Meister-
zwang retten wollen. Kein Ver-
ständnis zeigte Hilz für die aktu-
elle „Gefahrenbeurteilung“.
Denn: Ein Restaurant darf jeder
eröffnen, eine Bäckerei nicht.
Der Grüne Landesvorsitzende
Ralf Saxe setzt deswegen auf eine
Evaluierung des Systems, so wie
von der EU gefordert.

Für den Bremer SPD-Spit-
zenkandidat fürs EU-Parlament,
Joachim Schuster, ist offen, ob
der Meisterzwang bestehen blei-
ben muss – das aktuelle System
aber nahm er erstmal in Schutz.
Damit zog er die Kritik der freien
Handwerker auf sich. Vielleicht
auch, weil die größten Verfechter
des Meisterzwanges fehlten: Von
der CDU war niemand da. JPB

Unter „Schwarzarbeitern“
HANDWERK VertreterInnen fast aller Parteien waren ins Lidice-Haus gekommen,
um über den Meisterzwang zu diskutieren – und zeigten sich erstaunlich offen

Die Runde war fast vollständig:
Piratenpartei, SPD, FDP, Links-
partei – sie alle waren gekom-
men, um am Freitagabend im Li-
dice-Haus über den Meister-
zwang zu diskutieren. Allein das
war für den einladenden „Be-
rufsverband unabhängiger
Handwerker“ ein Erfolg. Immer-
hin standen die PolitikerInnen
für eine Diskussion vor beken-
nenden „Schwarzarbeitern“ zur
Verfügung. Oder vielmehr: vor
„freien Handwerkern“. Denn das
ist ihr Problem: Die gelernten
Handwerker werden als
„Schwarzarbeiter“ verfolgt,
wenn sie ohne Meister zu sein ei-
nen Betrieb eröffnen. Wohlge-
merkt: Obwohl sie Steuern und
Sozialabgaben zahlen.

Für 41 Gewerke herrscht in
Deutschland noch eine Zulas-
sungsbeschränkung. Den Meis-
terzwang haben die Nationalso-
zialisten 1935 wieder eingeführt.

Nicht nur ein anwesender Ma-

Absage an die
„Normalität“

Am Samstag zogen rund 350
Menschen gegen Rassismus und
die „deutsche Normalität“ durch
die Innenstand.

RednerInnen kritisierten den
Umgang mit den Neonazi-Mor-
den des NSU: Statt die Verwick-
lungen von Polizei und Verfas-
sungsschutz aufzuarbeiten, wür-
den diese Behörden „hochgerüs-
tet“. Rassistische Gewalt, tägliche
Abschiebungen, all dies gehöre
zu einer „deutschen Normalität“.

In Bremen etwa betriebe die
Polizei „Racial Profiling“, würde
gegen Flüchtlingsheime gehetzt,
sei es zuletzt 2012 zu einem ras-
sistischen Brandanschlag in
Woltmershausen gekommen. Bis
heute rechtfertige Ex-Bürger-
meister Henning Scherf die
Brechtmittel-Folter, auch gebe es
noch kein Denkmal für den von
der Polizei ermordeten Laye Con-
dé. JPB

DEMO 350 Menschen
gegen Rassismus
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Die Überseestadt in Zahlen

Alles in allem ist die Überseestadt
288 Hektar groß.
n Als „erhaltungswürdiger Be-
stand“ gelten davon 117 Hektar.
Diese Fläche ist zu knapp drei Vier-
teln industriell genutzt.
n Es arbeiten hier gegenwärtig
rund 11.500 Menschen. Bis 2030
soll es Prognosen zufolge zwi-
schen 14.000 und 17.000 sein.
n Zwar gibt es keine Schule in der
Überseestadt, allerdings eine Kin-
derhortgruppe mit 20 Plätzen so-
wie 52 Plätze für unterDreijährige.
n Der Einzelhandel besteht aus ei-
nem Aldi-Markt, mehreren Möbel-
geschäften und kleinteiligem
Fachhandel.
n Für den Nahverkehr sind derzeit
zwei Buslinien geplant. Eine Stra-
ßenbahnanbindung ist nicht in
Sicht. (taz)

Das Sexspielzeug-Wetter
Ziemlich heiß her ging es am
Samstag in einem als „Sexstudio“
ausgebautenZimmer inHulsberg:
Eine Verpuffung zerstörte sämtli-
che Utensilien, Möbel und eine
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......................................................................................................................................................................................................................................

Andrea Schäfer

n 38, ist wissenschaft-
liche Mitarbeiterin am
Zentrum für Sozialpoli-
tik der Uni Bremen.
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WELTSCHMERZ AUF DER HÜHNERLEITER

tragendeWand.Menschenkamen
nicht zu Schaden, die Brandursa-
che ist bislang unklar. Nur lau-
warm wird hingegen das Wetter:
bewölkte 20 Grad

Albatros-Preis verliehen

Die US-Schriftstellerin Julie Ot-
suka und ihre deutsche Überset-
zerin Katja Scholtz sind am Frei-
tagabend mit dem Literaturpreis
„Albatros“ 2014 der Günter-
Grass-Stiftung Bremen für den
Roman „Wovon wir träumten“
ausgezeichnet worden. Der Preis
zählt mit insgesamt 40.000 Euro
zu den höchst dotierten Litera-
turpreisen in Deutschland. Otsu-
ka, eine amerikanische Autorin
japanischer Herkunft, erhielt

25.000 Euro. Ihre Übersetzerin
Scholtz bekam 15.000 Euro.

Kontinuität bei
Konfirmationen

Stabile Zahl der Konfirmanden:
2012 gab es in Bremen 1.714 Kon-
firmationen. Das entspricht gut
einem Drittel der infrage kom-
menden Jahrgänge. Unter den
evangelisch getauften 14-Jähri-
gen gehen laut Kirche sogar 75
bis 80 Prozent in den Konfirma-
tionsunterricht. (epd, taz)

Auch Marvin Polllock
von den Piraten strei-
tet seit zwei Jahren um
seinen Betrieb


